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ZweineueWohnhausbautenderGemeinde,NacheinemBeschlusse,derheuteim
Gemeinderatgefasst wurde ,wird die Gemeinieüber den Rahmendesbekann-¬
ten engerenBauprogrammshinaussofort zweiweitereWohnhausbautenund
zwar im XI .Bezirk Lorystrasse und im XVIII . BezirkStaudgasse inAngriff
nehmen .Die beiden Bauten umfassen zusammen86 Wohnungenunderfor - ¬
derneinenAufwandvon6 MilliardenKronenGleichzeitigwurdenzu denbis

her genehmigten10 . 8Milliardennochweitere3 Milliardenfür
Siedlungsbauten und 1 Milliarde für die Reparatur bestehender Häuser be - ¬

neuen
willigt .Damitist nachdemüblichenSchlüsseldie Verteilungder/10Mil-¬
liarden Wohnbauanleiheerfolgt ;für den Nachdruck ,mit welchemdieGe- ¬
meindedenWohnungsbaubetreibt ,spricht es ,dass in derselbenGemeinde-¬
ratssitzung ,in welcher über die Aufnahmeder neuen Wohnbauanleihebe- ¬

richtet wurde ,auch schon der Verwendungsplan vorgelegt undbeschlossen

wordenist .Dadurchwird die Gemeindein der Lage sein ,sofort anfangs
Märzmit 4 grossenHochbauten( Triesterstrasse ,Schmelz ,Lorystrasseund
Staudgasse)einzusetzen;rechnetmandazudieFertigstellungderletzten
Wohnhausbautendes vorjährigen Programms( Brorygasse und GrossJedlers - ¬

dorf ) ,die Siedlungsbauten und die grossen Viehstallungsbauten in St . Marx
so ist zu hoffen ,dass die Bautätigkeit der Gemeindefür die grosseAr- ¬
beitslosigkeitimBaugewerbeeinefühlbareErleichterungschaffenwird.
girtschaftsnotundBaukultur.ImRahmendervonderWienerUraniaveran-¬

altetenVortragsreihe: ,TechnischeGrosstadtfragen"sprachvergangenen
fintagBauratArchitektIng. über„ DieWahrungbaukünstlerischerKu.

tur in der Zeit wirtschaftlicher Not . "In seinen gewiss zeitgemässen Aus- ¬

führingenerörtertederVortragendedieGrundlagenundBedingungenbau-¬
künstelischerArbeitunddieGefahren,welchediegegenwärtigenwirt-¬
schaftlichenVerhältnissefürdasneuzeitlicheSchaffenundfürdenBe-¬

stand unserer Baudenkmälermit sich bringe .Der Zwangzur Sparsamkeitbe - ¬

deutetindesdurchauskeinenGrundfür denNiedergangderBaukultur;viel-¬
mehrkommterkünstlerischenAbsichtengeradezuentgegen,indemersie
vorneue,inihrerLösungreizvolleProblemestellt .Diesmüsseinbreite-¬
renKreisenrichtigverstandenwerdenundindiesemSinneseijedereinze)
ne berufen ,an der Wahrungder Baukultur und an der Hebungdesallgemei - ¬
nenGeschmacksmitzuwirken.Ganzbesondersgilt diesauchhinsichtlich
derFriedhofkultur.DieBemühungenstaatlicherundstädtischerStellen
umdieErhaltungbaukünstlerischerKulturwerdenfürdieSchaffungdes
Kunstbeiratesder GemeindeWienunterstütztwerden .DenSchlussdesVor-¬
tragesbildeteeineBesprechungdesneuenKrematoriumsderGemeindeWien
als einesMusterbeispWelsfür dieErrichtunghochkünstlerischerBauwerke
mitbescheidenstenMitteln .

DieVorträgeüber„TechnischeGrosstadtfragen“findenbisein-¬
schliesslich22. ApriljedenSonntag( mitAusnahmedesOstersonntags)um
8UhrabendsimKurssaalderUraniastatt .DennächstenVortrag,Sonntag
den11.FebruarhältHerrAräkitektIng.Mayerüber„WohnungsfrageundStadterweiterung " .
Die erste Nummerdes Wohnungstauschanzeigers .Von dem bereits angekün - ¬
digten „AmtslichenWienerAnzeigerfür WohnungstauschundUntermiete "
ist nun die erste Nummererschienen .Sie enthält ein Merkblatt überdie
Durchführung des Wohnungstauschesund die übersichtlich nach Dezirken ge¬
erdnetenTauschanbete.DerTauschanzeigerwirdnachBedarfwöchentlicher-¬
scheinenundkannabonniertederbeiallenBezirksämtern,beiderSchrift

leitung des Amtsblattes im Rathause und im Wohnungsamt( . ,Bartenstein - ¬
gasse 7 )bezogen werden .Der Einzelpreis beträgt 500 K ,dasMonats - ¬

abonnementohne Zustellung 2000K .Anzeigenfür denTauschanzeiger
genannten Stellenkönnenbeiden

Aufgegeben werden undko¬
sten für viermalige Einschaltung 10 . 000K .

WIENER GEMEINDERAT als LANDTAG .

Sitzungvom9 .Februar1923.
PräsidentDr. DannebergeröffnetdieSitzung.



StRBreitner(Schlussworf):DieMinoritäthatdenVerkaufdiesesAk-
tienbezugsrechtesdazubenützt ,umdieFragederArbeitslosenunterstützung
und des Beitrages der Gemeindezu besprechen .Wir weichen einer Erörterung
durchausnicht aus .Zunächstuss festgestellt werden ,dassdieGemeinde-¬
verwaltung die unbedingte Notwendigkeit der sofortigen Erhöhung der der - ¬
zeitigen unzulänglichen Arbeitslosenunterstützung anerkennt .Wienwarals
LandundGemeindebisherzukeinerBeitragsleistungverpflichtet .Unge-¬
achtet der eigenenschwerenfifanziellen Sorgen ,die geradedurchdieIn- ¬
dustriekriseeineausserordentlicheVerschärfungerfahren ,sindwirvoll-¬
kommenbereit ,eine neue Last ahf uns zu nehmen .Waswir aber unter gar
keinerBedingungzulassenkönnen ,ist ,dassderBunddasElendderAr-¬
beitslosen dazubenützt ,umein gutes Geschäftzu machenundinHinkunft

nochwenigerzubezahlen ,als er besherfür dieArbeitslosenleistet .
SofernedieArbeiterundUnternehmer,wozusiesichjaschonbereiter-¬
klärthaben,80 %derkünftigenehöhtenArbeitslosenunterstützungbezah-¬
len undder Bundjene 14 . 000Kwochentlichzahlt ,die er schonbisherge¬
leistet hat ,so ist die Gemeindegewillt ,alle grundsätzlichenBedenkænzu
rückzustellenunddiedannnochverbleibendeDifferenz ausGemeindemit-¬
telnbeizustellen.Dasist einBetragvon . 472Kwöchentlichfürjeden
Arbeitslesen ,dadie christlichsojialeRegierungnichtgewilltist ,den
weitergehendenAntragderSozieldemokratenanzunehmenunddenArbeitslo-¬
sen die wirklich notwendigeHilfegugewähren .Immerhinbedeutet auchdie - ¬
seleistungfürdieGemeinde,wennHerStandderArbeitslosenmit100. 000
angenommenwird ,eine Ausgabevon647MillionenKronenwöchentlich .Die-¬
ser Betra /natürlich nicht au demVerkaufe von aktien gedecktwer - ¬
den .EsAinnichtzurechtfertigenderLeichtsinneinedauerndeund
immervAendeAusgabenichtauchdurcheinedauerndeEinnahmezube-¬
deckerAwirauchhoffen ,dassesnicht100. 000Arbeitsloseunsuage-¬
setz 'Awird ,unterliegtesderkeinemZweifel,dasseinekleinere

s /sereZahlvonArbeitsloschinWienimmervorhandenseinwird
eindensollenja nichtvernflichtetwerden,nurvorübergehendzu
dondernsollenimSinnedesGesetzesdiesimmertunmüssen.Es

daherauchfüreinedauerndeFortlaufendeEinnahmegesorgtwerden
vielmehrRechtkönntevomBundverlangtwerden,dasserseinenAk-¬

engesitz ,manbraucht nur an die Alpinen Montanpgiere zu denken ,die

AinenWertvonvielen Milliardendhrstellen ,veräussert ,umseinenVer-¬
pflichtungengegenüberdenerbeitslosenzuerfüllen .Esmussfestgestellt
werden ,dass jene Sanierungsmethoden,die jetzt der Bundunir
derchristlichsozialeFinanzministeranwenden,sehrproblematischsind
undeinenErfolgnichtbringenwerden.DerBundsuchtseineLastenganz
einfachaufdieLänderundGemeindenzuüberwälzen,wassicherlichnicht
zukeinerGesundungdesBundes,sohdernzumZusammenbruchderLänderund
GemeindenunddamitauchdesBundeführenmuss.WirmachengarkeinMehl
daraus ,dassdieErhöhungderFürsprgeabgabeimgegenwärtigenAugenblick
einetief bedauerlicheMassnahmeist ,WirhabenunsmitgrössterAnstren-¬
gungbemüht ,einenVoranschlagzummachen,derkeineneuenSteuernoder
Steuererhöhungenenthält .DieserErfolglässtoffenbarHerrnDr.Kienböck
nichtschlafen ,weshalber sichbemüht,derGemeindeneueLastenzuzu¬
schiebenundunsaufdieseArtzuneuenSteuererhöhungenzwingt.Wenner
nichtdiesepolitischenAbsichtenWerfolgenwürde,könntemansichnicht
vorstellen ,dasser sichgeradediesenAugenblickaussüchtmumvorallen
derGemeindeWieneineZahlungaufzubüreden,vondersiebisherbefreit
war .Es kannhier ganzmffiziell mitgeteilt werden ,dass die GemeindeWien
imDezmmber1922anFürsorgeabgabium6004000000Kwenigereingenom-



2 .Bogen
StR.BreitnerreferiertüberdieErhöhungderFürsorgeabgabezum

ZweckederBeitragsleistungderGemeindefürdieArbeitslosenunterstüt -¬
zung.

ImNationalrathatderSprecherderBauernschaftbeiderVerhand-¬
lungüberdieErhöhungderArbeitslosenunterstützungerklärt ,dassesin

Gemeindegedachtwerden,weildadurchdieArbeitslosigkeitnichtbekämrft,
sondernvermehrtwürde.DieGemeindehatvielmehrdieWohnbausteuerge-¬
schaffenundEnderheutigenSitzungwirddie AufnahmeeinesWohnbauanle-¬
hensvon10MilliardenKronenbeschlossenwerden,währendgleichzeitigder
Bundesministerfür sozille Verwaltungder GemeindekühldieMitteilung
machte ,dasser nichtin derLagesei ,irgendeinenBetragfürWohnbauzwek

derLandwirtschaftArbeitslosenichtgibt .DiesentsprichtvollkommendenkezuleistenunddaherdieAbhaltungeinervonderGemeindegewünschten
Tatsschen.WährenddieIndustrieunddesGewerbevoneinerfurchtbaren
Krise der Arbeitslosigkeit heimgesuchtsind ,verspürt dieösterreichische

LandwirtschafvondiesemNotstandnichtdasGeringste.Auchwenn130.000
ArbeitslosemitihrenFamiliensamteinpaarhunderttausendKurzarbeitern
zudengrösstenEntbehrungenverurteiltsind ,hatdieLendwirtschaftgar
keineSorge ,ihreErzeugnissezudenvollenWeltmarktpreisenabzusetzen.

Besprechungganzzwecklossei .VondenChristlichsozislenist auchdie Behauptungaufgestelltworden
dassdie GemeindemitdieserSteuererhöhungein VeschäftmacheDemgegen¬
überstelleichfest ,dasswirunsumdiesesGeschäftgewissnichtawor
benhabenundjedenAugenblickbereit sind ,diesesguteGeschäftdemBun
dezuüberlassen.EsistauchimGesetzeausdrücklichdieBestimmungaufge.

DieLandwirtehabensichdurchdenZusammenbruchderWährungvollkommenHommen,dasssobaldderNationalratdenalten Zustandwiederherstellt ,
schen inentschuldet .Die/der Vorkriegszeit geringe Grundsteuer wird erst seit Wonachdie Gemeindenkeine Beiträge zur Arbeitslosenunterstützung zulei

denletztenWochenteilweisevalorisiert.ImGegensatzezuderErwerbs-stenhaben,dieErhöhungderFürsorgeabgabeautomatischverschwindet .Wenn
steuer ,der sie demWesennach gleichzuachten ist ,verbleibt sie aber voll manüberhaupt von einemGeschäfte sprechen kann ,dann ist esjedenfalls

undganzdenLändern.Sokommtes ,dassdiegesamteLandwirtschaftinOe-¬
sterreich,abgesehenvonderhöchstunzulänglichenErfassungdurchdie
Einkommensteuer ,andenBundüberhauptkeineAbgabenent richtet .Während

alsoIndustrieundGewerbevoneinerschwerenKrankheitbefallensind,blüht
dieLandwirtschaft .DasganzSelbstverständlichewäregewesen,dassder
Bundsich die erforderlichenEinnahmenfür die ohnehinso dürftigeErhö-¬
hungderArbeitslosenunterstützungausdemgesundenTeildesWirtschafts-¬
orgenismusholt .Dieshättesehreinfachdurchdieschoneinmalgeplant

EinführungeinerWeinproduktionsabgabeoderdurchdieBesteuerung
des Haustrunkesgeschehenkönnen ,de die Bauernsich sogar für ihreRäu- ¬
schedieSteuerfzeiheitzusichernverstandenhaben .DasNatürlicheist
nichtgeschehen.UndertatkräftigsterUnterstützungderchristlichsozialen
undgrosedeutschenStädtevertrete,ist vielmehrvomNationalratdesWider-¬
sinnigste beschlossen worden ,wasmansich überhaupt vorstellen kann .Für

dieIndustriegemeindenbedeutenArbeitslosigkeitundKurzarbeitansich
einesehrschwerefananzielleNot,weilsiejawenigeranFürsorgeabgabe,
Erwerbsteuer ,Gas =undStromabgabeeinnehmen.Zugleichergibt sichande- .
rerseitsals weitereFolgederKrisiseinenormerZudrangzudenVersor-¬

Steigerunggungshäusern,Ausspeisungenetz . ,alsoeineausserdordentliche

einsehrschlechtes.DerHerrStadtratKunschak,derdasWortgeprägthat
weissganzgenau ,dass die mit 11 . Feberder GemeindeWienerwachsenden
öffentlichenAusgabendurchdie Mehreinnahmennicht annähenndgedecktsind .
AuchunterBerücksichtigungderLedigenwirdderWochenaufwandmindestens
300MillionenKronenbetragen .DieGemeindemüsstealsoetwa50Milliomefa
KronenanFürsorgeabgabemonatlicheinnehmen,umnurdasAuslangenzu
finden .Dasist beiweitemnichtderFall .ZunächstwirdvielmehrdieGe-¬
meindeerheblicheZuschüssezuleistenhabenundesmusseineauserordent
lichstarkeAbnahmederArbeitslosigkeiteintretendamiteinerseits
durchdieZunahmedesErtrages,andererseitsdurchdieAbnahmederUnter-¬
tstützungsberechtigtennurdasGleichgewichthergestelltwird .Wieunauf
richtigdieerhobenenVorwürfesind,beweistambesteneineAeusserung
dieHerrnStadtratKunschakimStadtsensteentschlüpftist .AufdenHin
weis ,dassdieBeitragspflichtderGemeindenachdenBeschlüssendes
NationakkstesEndeAprilerlischt ,alsodieBelastungderIndustrieblos
einevorübergehendeseinwird ,erwiderteHerrStadtratKunschak,dassdie
serBeschlussja nurskademischenWerthabeundimGegenteildieAbsich,
besteht ,dieGemeindendannzuhöherenZahlungenzuverpflichten.Invol
lerKenntnisdessenunternimmtesHerrStadtratKunschakvoneinemguten

GelegentlichderVerabschiedungdesVoranschlagesfür1923konnten

dersozialenLastenJustindiesemAugenblickeabersollendieIndustrie-GeschäftederGemeindezupprechen!IchüberlasseesdemLandtagesich
gemeindeneinenBeitragzurArbeitslosenunterstützungleisten ,vondemsiedasrichtigeUrteilüberdieseKampfesweisezubilden.
bisherbefreitwarenundfürdensiegarkeineDeckungindenVoranschlägen

wirerklären,dassallemBudgetenthaltenenVerpflichtungenundLeihaben.DieseungleicheVerteilungderSteuemistes ,unterwelcherdiein-¬
dustrielleProduktionüberhauptleidet .DieBundesregierunghätte fernestungenderGemeindeohnejedeSteuererhöhung ,ohneirgendwelcheneue
dieMöglichkeitgehabt,etwafürdieZweckederArbeitslosenunterstützungSteuernerfülltwerdenkönnen.Daranhatsichgarnichsgeändert.Anderseu
die Effektenumsstzsteueroderdie Goldsteuerder Börsenbesucher/erhöhenllegennatürlichdie Dingewennplötzlich Aufgaben ,die bisher inden

Statt dessenschenktdie denWankeneinengrossenTeil der Banlen -PflichtenkreisdesBundesgefallensind ,der Gemeindezugeschobenwerden
umsatzsteuer,dieGemeindenaberwerdengezwungen,justinderfürsieFürsolcheunvorhergeseheneAusgabenmüssen,obwiresgernetunoder
schwierigstenZeitunvorhergeseheneAusgabenzubestreiten .DieBündesre-¬gutengierunghätteauchden/RatbefolgenkönnendendieHerrenKunschakund
ZimmerlderGemeindeWiengeben ,nämlichdenBesitzdesBundesanAlpine-¬
MontanaktienundsonstigenWertpapierenzuverkaufen.Wirin Wiengeben
dengeradenWeg,jederdauerndenAusgabeeinedeuerndeEinnahmegegenüber
zustellen .VorwenigenTagen/eineVersammlungderchristlichsozialenGe-¬
meindevertreterdesBezirkesPerchtoldsdorfstattgefunden ,inderganz
genaudergleicheStandpunktals dereinzigmöglicheeinhelliganerkannt
wordenist ,wonjenenanderenMöglichkeitendie Pedeckungzuschaf-¬
fen ,etwaindemwir70KinderineineSchulklassezusammenpferchen ,um
dafür Lehrerentlassen zu können ,werdenwir nie Gebrauchmachen .Ebenso-¬
wenigkannan eine Einschränkungdes Bau -undStrassenbauprogrammesder

nicht ,Einnahmengeschaffenwerden.Voneinem„Bosheitsakg"gegendas
Sanierungswerkzusprechen,dazugehörtangesichtsdieserklarenSach
lageselbsteingrossesMassvonBosheit .MitweitmehrRechtkanndie
WmgekehrteBehauptungaufgestelltwerden:dieBundesfinanzenaufdie
sehrprimitiveArtsanierenzuwollen ,dasseinfachbeschlossenwird,
dieseoderjeneAusgabehabekünftighindieIndutriegemeindezubezah
len ,kannnicht zumErfolge führen .Die Bundesfinanzenkönnennursa¬
niert werden ,wennalle Kreiseder österreichischenBevölkerungzu .Tra¬
gung der Lasten gleichmässig herangezogen werden .Unter Mithilfe der
bürgerlichen Städtevertreter ,vor allem der Wiener Christlichso zialen
bleibt aber auch in dieser schweren Wirtschaftskrise das Privileg der
SteuerfreiheitfürdieAgrariervollkommenaufrecht.Dasist derwahreKerndesProblemsundalleKünstederEntstellungreichennichthindiesenunbestreitbarenTatbestandzuverhüllen
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cR.Zimmerl(chr.soz):DerReferenthatsichseineAufgabesehrleicht
gemachtundstatt der Begründungdes Gesetzentwurfeseinepolitische

Redegehalten .DerGegenstand,derheutehierberatenwerdensoll ,behandelt
nichtdie RäuschederBauern ,sonderndie ErhöhungderFürsorgeabgabe.
DieAbgabewirdals FürsorgeabgabebezeichnetaberimGesetzistnirgends
einesolcheZweckbestimmungenthaltenunderstjetzt ,woderReferenteine
Erhöhungbeantragt ,derenErtragzurArbeitslosenunterstützungverwendet
wird,ist siewenigstensteilweiseihremTitelangepasst.DieBerechnungen
desReferentensindunrichtig .ErrechnetdassjederArbeitslosederGe-¬
meinderund 3600Kronenwöchentlichkostet .Bei einemStandevon
100 . 000Arbeitslosen ergeben sich dach dieser Rechnungfüir dieGemeinde
neueLastenvon18Milliardenjährlich .DaimVoranschlagfür dasJahr
923die Fürsorgeabgabemit 177Milliardenpräliminiert ist ,mussderAb- ¬
gabesatzumeinViertelProzenterhöhtwerden.Ichstellenochmalsfest ,
dassdieseBerechnungaufunrichtigenAnnahmenberuht .DieZahlderAr-¬
beitslosenhatinWiennochnicht100. 000erreicht ,sondernsieschwankt
zwischen90bis 100. 000.DochauchdieseHöchstzifferkannnureinigeWo-¬
chensichhalten ,weilsieunmöglich,unerträglichundundenkbarist .Es
ist ganzsicher damitzu rechnen ,dass durchdie WohnungsbautenderGe- ¬
meindeWieneinigeTausendeArbeitsloseBeschäftigungfinden ,dassdurch
diebevorstehendeWienerMesseunddurcheineAnzahlvonSaisongewerben
ebenfallseine bedeutendeZahlvonderzeit UnbeschäftigtenArbeitundVer-¬
dienstKinden,sodasswahrscheinlichinganzkurzerZeitwirnurmehrmit
ungefähn65. 000Arbeitslosenzurechnenhabenwerden .DerHerrReferent
nimmtauch ,umzuseinen18Milliardenzugelangen ,denHöchstunterstüt-¬
zungsbetragan ,denabernurzweiDrittelderUnterstütztenbeziehen ,wo-¬
durchnureineDurchschnittsleistungvon . 300KfürjedenArbeitslosenw.
chentlichsichergibt .NachmeinerBerechnungwärenalso "nicht18 ,son-¬Daslat
dernnur10MilliardenerforderlichdieneueBelastungderGemeinde
undwennmansich8 MilliardenhinterdenFächersteckt ,so ist dasein
sehr gutes Geschäft ,weshalbder Herr GR. Kunschakvollkommenberechtigt

war ,diesin einerVersammlungfestzustellen .( BeifallbeidenChristlich-¬
sozialen . )Ichwillnununtersuchen,obeineErhöhungderFürsorgeabgabeüber-¬
hauptnotwendigist .Ichkonstatierein öffentlicherSitzung ,dasswirbis
heutenichtwissen,wiehochdieEingängeausderFürsorgeabgabeoderdem

Erhöhungalsunerträglichzubezeichnen.Siedürfennichtübersehen;dassi
die ProduktionauchnochunterdensozialenLasten ,die bei unsgegenwärtig
23 %fürdenArbeiterundUnternehmerbetragen ,zuleidenhat .InderTsche -2
choslovskeiundin JugoslavienbetragendiesesozialenLastennur6 biso
9%undwennmanauchdenArbeiterndiesozialenErrungenschaftenvergönnt,6
sosolldochfestgestelltwerden,dasssiedavonnichtshaben,wennwir
nichtmehrkonkurrenzfähigsindunddaherdasDamoklesschwertderArbeits-¬lanan ,losigkeitimmerüberschwebt.WährendaufdereinenSeitedieSchraubenE
immerengerangezogenwerden ,sehenwiraufderanderenSeite ,dasseiner
GruppevongrossenUnternehmungen,dieMilliardenumsätzeverzeichnet,die
Fürsorgeabgabeüberhauptnachgesehenwird .IchhabeeinenBrieferhalten,
in demmitmitgeteiltwird ,dassverschiedeneKonsumvereinevonderEntrich
tungderFürsorgeabgabebefreitsind.DarunteristauchdieStafa,dereno
FunktionäreganzerkleklicheVerwaltungsratsgebührenbeziehenundesist
bezeichnend,dassdieserarmenStafaebenfallsdieFürsorgeabgabenachge-¬
sehenwordenist .Ichkonstatiereausdrücklich,dassnachdemGesetzeine
BefreiungvonderFürsorgeabgabeausgeschlossenist .DerMagistrathat
alsobewusstdasGesetzverletztundversuchtjetzt durchjuristische
Spitzfindigkeitensichreinzuwaschen.Daessichhierumganzbedeuten-¬
deUnternehmungenhandelt ,die nachSinnundGeistdesGesetzes ,abgabe-¬
pflichtigwären,somussihreBefreiungalseinunerhörterVerwaltungs-¬
skandalbezeichnetwerden.Manistnobel,wennessichumgrosseKunsumen4
tenorganisationenhandelt,kleinist manaber ,wennessichumderMehr-£
heit fernstehendeVereinigungenhandelt .Dawurdebeimösterreichischen
ArbeiterkreditamNeubauvondenOrganendesMagistratesdieZahlungder
Fürsorgeabgabekontrolliertunddabeifestgestellt ,dassdieserArbeiter-
kredit ,weiler einigeWertpapiergeschäftegemachthat ,eigentlichals
Bankzu betrachtensei unddeshalbzur Zahlungder %igenFürsorgeabgabe

2verhalten .Dasist zweierleiMass .Ichbeantragedäher ,dassderMagi-¬
stratbis15FebruardemFinanzausschusseineListeallerUnternehmungen
vorzulegenhat ,dievonderFürsorgeabgabebefreitwarenundbefreitsind .6

AusmeinenAusführungengehtklarhervor ,dassdieEingängeausder2
Fürsorgeabgabereichlichdazudienenkönnten,dieneueBelastungzube-¬
decken .AberselbstwenndiesnichtderFallwäre ,dannhättenwirimmer
nochGeldgenug ,umdieseneueLastzutragen ,wennwirdieBezugsrechte
veräussernwürden.NacheinerganzflüchtigenBerechnung,beträgtderKurs

anderenSteuernin denMonatenDezemberundJännersind .Wirhabenwohlvor wertder Aktiender Gemeindeüber17MilliardenKronen .NurderVerkauf
eines ganzgeringenTeiles dieser Aktienoder ihre LombardierungwürdeeinigenWochenhier imLandtageinstimmigbeschlossen ,dassperiodisch
derGemeindejeneSummebringen ,die für die Arbeitslosenerforderlichmitgeteilt wird ,wie hochdie Steuereinnahmensind .Wennmannuneine
ist .VonallenSeitenausbetrachtetist alsodieseErhöhungunbegründet.Steuererhöhungbeantragt ,dannmussmanauchwissen ,wiehochsichdie

Steuereinnahmenstellen .Dasmusswohlals dasprimitivsteRechtbezeichnetDas ,wasSieheutebeantragen,ist nichsanderesals einneuesGliedin
werdenundichprotestiereganzenergischgegendieseBehandlungderMin-¬
derheit .Dahabensich im ausserordentlichenKabinetts - ratwegenganzge¬
ringfügigerHifferenzenVorfälleabgespielt ,die bis zu Attækierungdes
Vorsitzendengeführthat .WirsindnichtAnhängersolcherKampfesmethoden,
wennwires aberwären ,danndürftenwirnichtnurmitAschenschalen,Tin-¬
tenzeugenwerden,sondernwirhättenobderBehandlung,dieunshierzu-¬
teil wird ,schondasRathausdemolierenmüssen.(Beifall).Ichhabeschon
einmalerwähnt,dassSiein denVoranschlagfürdasJahr1923alsEinnahme
ausder Fürsorgeabgabe177Milliardeneingestellt haben .Ich kannesnicht
behaupten ,abermanhörtes ,dassimMonatDezemberdieFürsorgeabgabe
30 ,undimMonatJänner20Milliardeneingetragen.Wennichnurdengerin-¬
gerenErtragdesMonatsJännerzurGrundlagenehme,soerhalteichfürdas
Jahr1923nicht177 ,sondern240MilliardenEinnahmen.Esergebesichalso
ein Ueberschussvonfast 60 Milliarden ,so dass auchdieseSteuererhöhung
garnichtnotwendigist .Esist einganzunerhörterVorgang,dassSiees
wagen ,trotzdemSie denBetrag ,der zur Bedeckungder neuenAusgabeerfor -¬
derlichist ,längstschomimtrockenenhaben ,trotzdemeineSteuererhöhung
v ornehmen.ManhatsichauchbemühtdieseErhöhungsåkleinalsmöglich

derSabogagekettegagendasSeipel' scheWiederaufbaugesetz,weshalbwirdenAntragdesReferentenunterschärfstenProtestablehnen.(Beifall).S
AbgeordneteMüller(Meidling(chr. soz. )danktdemReferentenimHa-¬

menseinerParteifürdieöffentlicheBekundung,dassesdenChristlichso-¬
zialenunddenMehrheitsparteienzuverdankensei ,wennder Geldewttheute
befestigtist ,derReferentinfolgedessenmitBefriedigungkonstatieren6
konnte ,dassmanjetzt nurmitein Viertel - undein HalbprozentigenErhöhun0

genvorgehenmüsse.Eswärenurzuwünschen,wenndieGozialdemokraten
auchaufanderenGebietenzudieserWertschätzungdesSeipel' schenSanie-E
rungsprogrammskämen.BezüglichderBemerkungZimmerlgswegenBefreiungE
derKomsunvereinevonderFürsorgeabgabe,glaubtRedner,seinemParteige-
nossenseinhiereinIrrtumunterlaufen ,weilGesucheähnlicherUnterneh-

2
mungenumBefreiungvonderFürsorgeabgabemitderBegründungzurückgewie-
senwurden,dasseineBefreiungausnahmslosausgeschlossensei .Dannbe-¬
sprichtRednerdieHaltungderSozialdemokratenimNational-undBundesratssder
inderFragederSteuerfreiheit/Weihnachtsremunerationenundsagt :Wenn
dieSozialdemokratendiesenErfolgaufihr Kontobuchen ,sowerdensiedoc
logischerWeiseauchdafüreintreten,dassdieWeihnachtsremunerationen

hinzustellen,aberin ZeiteneinerwirtschaftlichenKriseist jedesolche vonderFürsorgeabgabebefreitwerden.DeswegenstelleichdenAntrag,



GR. Ellend(chr. soz. )wünschtzuwissen ,welchesErträgnisdieFürsor-¬
geabgabeimJahre1922hatte .Wahrscheinlichwerdeder ReferentdenLand-¬
tag wiederaufdennochnichtfertiggestelltenRechnungsabschlussvertrö-¬
sten .Aberdamitkönnesich die Minderheitnicht zufriedengeben .Mitden- ¬
selbenArgumentenwiedieVorrednerbekämpftGR. EllenddieErhöhungder

ersucht schliesslichdenGegenstandvonderTagesord-¬Fürsorgeabgabeund
nungabzusetzenundabzuwarten,bisin derwirtschaftlichenKonjunktur
eine Besserung eingetreten ist .Die Unternehmer werden dann gewiss ihre
Pflicht erfüllen .Nurin gemeinsamerZusammenarbeitkannderWiederaufbau
gefährdetwerden,abernichtdurchBosheitenundSchikanen.

GR. Sermann( Soz. Dem. ) :KeinvernünftigHenkenderwirdsichderEr-¬
kenntnisverschliessen,dassdieösterreichischeIndustrieeineallzu-¬
starke Belastung nicht mehr erträgt .Aber wir sind der Ansicht ,dass es
nichtnotwendigist ,eineverhältnismässigso kleineBelastung ,wiediege-¬
ringeErhöhungderFürsorgeabgabe,durcheinenAufschlagaufdieGestehung
kostenwettzumachen.MankönnteaucheinenAbstrichbei derProfitrate
vornehmen .Hasmeinenwir denHerrnUnternehmernvorschlagenzusollen .
UnsereUnternehmerin Oesterreichsind aber nochimmerangekränkeltvon
d Gewohnheitenaus der Epocheder mühesolenVerdienste .Daszeigtauch
iht erhaltenin derarbeitslosenfrage.Esist notwendig,darauf
hinzuweisen ,dass bei der Beratung der Erhöhung derArbeitslosenunterstüt - ¬
zungdie christlichsozialeParteiimNationalfatverlangthat ,dassgleich
zeitigüberdenAbbauderAngestelltenschutzgesetzeverhandeltwerdenmüs-¬
se .Wennmangleichzeitigmitder/geringenErhöhungderArbeitslosenunter -¬
stützungdarangeht ,denUnternehmerndie Möglichkeit,LeuteaufsPflaster
zuwerfen ,nochzuerleichtern ,so heisst dasnichtsanderes ,als dieZahl

derArbeitslosenmutwilligvermehren.( BeifallbeidenSozialdemokra-¬
ten). AuchindieserDebatteist heutewiedervonGR.EllenddasalteSchlag
wortgebrauchtworden,dasswirdieArbeitslosenverhetzen.GlaubenSie
dennwirklcch,dessesnotwendigist ,diearmenTeufel ,diemit70. 000K
in der Wochelebenundihre Familieerhaltensollten ,erst nochzuver-¬
hetzen ?DieseAuffassungzeigtdenganzenTiefstandIhrersozialpolitische
Einsicht ;mit derartigen Anschauungenist man umein Menschenalter zuspät

gekommen !Wir befinden uns im Augenblick in einer ArtAbbaupsychose :
überall wird abgebaut ,auch dort ,woes gar nicht notwendigwäre .Zugleich
abersehenwirdassdie Regierungdie Möglichkeit ,Arbeitslosewieder

zu beschäftigen ,systematischsabotiert ,wir sehenes insbesonderean
Ihrer HaltunggegenüberdemWohnbauprogrammder Gemeinde .Wahrhaftig ,Sie
habendurchauskeine Berechtigung ,sich in die Brust zu werfen ,dassSie
die RepublikOesterreichretten .Waswirals dasErgebnisdieserRettung
jetzt arleben ,ist nichts als die furchtbareArbeitslosigkeit .

GR.Erntner(Deutschnatienal):DerTeil ,dendieGemeindevonderer-¬
höhtenArbeitslosenunterstützungzu tragenhat ,ist nichtvonsolcherHö-¬
he ,dass die Erhöhungder Fürsorgeabgabenotwendigwäre .DieErträgnisse
der Fürsorgeabgabe sind uns nicht bekanntgegeben worden .DieProduktions - ¬
kosten der Industrie vertragen aber keine Erhöhungmehr .Wirkönnenda- ¬

her nicht für die Erhöhungstimmen.
GR. Haider(chr. soz. )DieArbeitslosenfrageist keinelokaleErschei-¬

nung .Sie stellt ein nochimmerungelöstesProblemdar undihreLösung
kannnichtgefundenwerden,solangediefinanzielleSituationdesStaates
so trist ist .Es wäreAufgabealler Parteien ,an Stelle derArbeitslosig -¬
keit die staatliche Fürsorge treten zu lassen .MeinePartei hatimmer

denStandpunktvertreten,dassdenunschuldigarbeitslosgewordenendie
staatliche Fürsorge gebührt und dass alle Volksgenossendazubeitragen
sollen .(Zwischenrufbei denSozialdemokraten:Nurdie Bauernnicht ! )Es
ist bedauerlich,dassdieseFragewiederzueinemPolitikumgemachtwird,
denn auf diese Weisekommenwir niemals zu einer richtigen Lösung .

GRSchörsch(Soz. Dem. ):Esmutetsehrsonderbaran ,wenndieChrist¬
lichsozialenimNationalratedieArbeitslosenfürsorgezumTeiledenGe-¬
meindenauflasten undhier imGemeinderateeine Vorlagezur Deckungdie - ¬
serMehrlastenwiederbenützen,umgegendieMehrheitschwereVorwürfezu
erheben .JederAnlasswerdevonIhnenebenpolitischunddemagogischaus-¬
genützt .WennHerrEllendüber Arbeitslosigkeit undderenUrsachengespro-¬
chen und zu gemeinsamer Arbeit aufgerufen hat ,so mag er an die eigene
Brustschlagen .BundesministerSchmitzhat ausgerechnet ,dassdieGemeinde

mit/derErhöhungderFürsorgeabgabeeinGeschäftmachtundheutewirddas-¬
selbehierbehauptet .Manmögeeinmaluntersuchen ,in welcherWeiseder
Bundvergegangenist ,umderIndustriedieLastenzuerleichtern .Durch
die Verteuerungder Kohlentarife auf den Bundesbahnensind dieFrachtspe -¬
senvervielfachtworden,WasdieProduktionskostenderIndustrieausser-¬
ordentlich verteuert .Darüber regen sich aber die Christlichsozialen nicht

auf .DiesehohenFrachtspesensindes ,die unsereWirtschaftglattwegz
zuinierenmüssen .Dazukommtnoch ,dassdie BankenvondenIndustriellen
30 %Zinsen verlangen .Hier wäredie Möglichkeitfür dieMehrheitsparteien
imNationalrat dumSchutzeder Industrie einzuschreiten ,hauptsächlich
indemSinne ,dassendlichjeneKreisezurSteuerzahlungherangezogenwer-¬
den ,diebisherauspolitischenErwägungengeschontwordensind .(Zwischen-¬
rufe bei den Sozialdemokraten :Die Agrarier ! )Soviel politische Demagogie,
wiesie die WienerChristlichsozialentreiben ,gibt es in der ganzenWelt
nicht .Wir werden ,wenn die Zeit kommt ,abbauen ,aber das erst danntun
können ,wenndie anderen Kreise ,die heute von den Lasten befreit sind ,zu

ihrer Uebernahmeverhaltenwerden.
GP. Rummelhardt( chr . soz . )erklärt ,dass denChristlichsozialenDemago-¬

ge vorgeworfenwerde ,währenddie SozialdemokratenimNationalrat ,wiedie
VorgängederletztenTagelehrten,dieArbeitslosenzupolitischenZwecken
missbrauchthaben .DieArbeitslosenvondenSizialdemokratenauf dieStrasse
gehetzt ,wehrensichheutegegenVerhältnisse,dieIhreParteiselbst
herbeigeführthat .DiechristlichsozialePartei hat alles getan ,umwenig-¬
stens die Hoffnungauf bessere Tage zu stärken .( ZwischenrufederSozialde - ¬
mokraten :Vonder Hoffnungkannmannicht leben ! )Alle ErscheinungenimNa¬
tienalrat die ganzeOppositionder Sozialdemokratensindnichtsanderesals
der Ausdruckdes Schmerzesund Grolles darüber ,dass sie die richtige Zeit

versäumt,weilsie sichpolitischverrannthaben .SiefragennachdenTa-¬
ten der Christlichsozialen .Nun ,seit Monatensteht die Kronestabil .( Ru- ¬
fe bei den Sozialdemokraten :Unddas Volkgeht dabei zugrunde ! )Dieses
Oesterreich hat sich im Auslandedurch die Christlichsozialen wiederVer- ¬
trauen erworben ,aber die Sozåaldemokratenhaben alles getan ,umdieses

Vertrauen wiederzu erschüttern .( Rufebei den Sozialdemokraten :DasVertrau - ¬
enderausländischenKapitalisten!)Ichglaube,dassIhnendieseWahrheit
unangenehmist ,aber Sie brauchensie nicht vonmirzu hören ,fragenSie
im In -und Auslandealle gerade denkendenMenschen ,lesen Sie dieausländi .
schenZeitungen ,hörenSie dasUrteil der MitgliederdesVölkerbundesund
SiewerdeneingeradezuvernichtendesUrteilüberIhr Vorgeh/hören.Aus
demhier vorliegendenAntragtritt der alte fiskalische Charakter undihr

alter Machtstandpunktwiederklar hervorundwennwir nic t dafürstimmen,den .
so geschieht dies nicht aus politischen ,sondern aus rein sachlichenGrün - /



GR. Eldersch(Soz. Dem. ):DaeVerhandlungüberdieFürsorgeab¬
gabeist zueinerpolitischenDebattegeworden,in welcherdieOpposi-¬

dieVorgängeimNationalratundimKabinettsratkritisierthat .
WasimParlamentgeschehenist ,wareinAusbruchderVerzweiflunghun-¬
gernderArbeitsloseraufderGalerie ,dieempörtwarenübereineebenso
dummeals gewissenloseRedeeines Vertreters der Agrarier .UnddieseFri - ¬
volität der Agrarier wird gezüchtet durch Ihre Politik ;die denAgrari - ¬

ern sogar die Besteuerungdes Weinesund des Branntweinsschenkt ,dem
siesichzuGemüteführen.DerzweiteVorfallbetrifftdasVorgehender
pdersozialdemokratischenOpposotdonimKabinettsrat .Dort
hat der VizekanzlerFrankeinenBruchder Geschäftsendnungbegangen.

auf beiden Seiten(LebhafteZwischenrufe/diesichwährendderganzenRedewiederholen).
Die Minorität hat keinenanderenSchutzals den ,den ihr dieGeschäfts-¬
ordnunggibtundwennSiediesenSchutzdurchRechtsbruchundGewalt
vernichtenwollen ,dannmusssichdie MinoritätmitGewaltwehren .Dabei
möchteich feststellen ,dassdieLegendevondergewalttätigen
Handlung des Frasidenten Seitz eine Lüge ist ,diese Handlung bestand le - ¬

diglich imWegzicheneines Zettels .( AndauerndeUnruheundZwischenrufe)
Ich erwartevonder Honerigkeitdes VizekanzlersFrank ,dass erAndlich
einmalin dieserAngelegenheitdie wirklichenTatsachenfeststellt .
( Neuerliche Ziwschenrufe )ErinnernSie sich dochder Badenizeiten !Nicht

Sie haben damals den Badeni gestürzt ,gestürzt haben ihn Resel undGenos- ¬

sen ,die damals die Tribüne stürmten und Lueger war dann der Zaunkönig ,Sehr richtig !bei den Sozialdemokraten )
deremporflog. /Waswirin denpolitischenVorgängenderletztenWochen
als unsereHaltungfestgehaltenhabenundwaswirauchheutefeststellen
wollen ,ist ,dasswirmitder Sanierungsaktionder RegierungSeipel
nicht einverstandenwaren ,dasswirsie für einenFehlerhalten ,dass
wir aber nun ,da dieser Fehler einmal geschehenist ,doch wünschen ,dass
wir wegigstensnicht umdenPreis all der Opfergeprellt werden .DieAk- ¬
tion ist eingeleitet ,der Tribut ist gezahlt ,das Parlamentist entrech-¬
tet ,wir haben eine Kontrollkommission ,einen Generalkommissär ,aberwas
wirnichthabenist dasGeld .(ZwischenrufbeidenSozialdemokraten:Da
habenwir nur dieHoffnung! )

RednerbesprichtdanngegenübermehrerenZwischenrufendieUm- ¬
wandlungderHammerbrotwekkeineineAktiengesellschaftundsagt :Ichkon-¬
statiere ,dassprominentechristlichsozialeParteigängerseit Jahreneif -¬
rig am Werke sind ,um das Vermögen des Herrn Kommerzialrats Bosel vermeh - ¬

ren zu helfen .( Zwischenrufe )Dasgrösste Geschäftdes HerrnBoselist
die„Omnia",derenFräsidentderfrühereSektions-ChefPranter ,einnam-¬
hafter christlichsozialerParteigängerundderenAdvokatder HerrDr .

Haas
der Stellvertreter oder Nachfolger des Herrn Dr . Matajaist .Ich kann
Ihnendahernurraten ,vonHerrnBeselruhigzusein .Abereshandelt
sich ja nicht umeinzelne Personen ,es handelt sich darum ,dass Siesy- ¬
stematischeineRolitiktreiben ,diedasFinanzkapitalstärkt .Manzahlt
heuteschon100bis 150%Zinsenfür ausgeliehendesKapitalimJahr .Das

wirkliche ,dieist die/schwerste Belastung der Industrie und deshalb ist es nichtsals

sch mloseDemagogie ,wennSie hier gegendie ErhöhungderFürsorgeabgabe
umein ViertelProzentHedenhalten ,umsomehrals dieseErhöhungja
nichtsist ,als die FolgederPolitil IhresHerrnDr .Hienböck!(Lebhafter
Beifall bei den Sozialdemokraten ) .Ich stelle daher den Antrag :DieLan- ¬

desregierungwird aufgefordert ,bei der Bundesregierungvorstellig zu
werden ,damitsie soforteineEnqueteeinberufe ,mitdemZweck,dieüber-¬
mässigeBelastungder heimischenProduktiondurchdie übermässighohen
BankzinsenzuerörternundVorschlägezuerstatten ,damiteineentspre-¬
chendeBegrenzungdieserBelastungimGesetzwegeunverzüglicherfolge.

GR. Haider( chr . soz . )spricht über die Vorkommnisseim National - ¬
rat anlässlichderErhöhungderArbeitslosenunterstützungundfragt ,
wohinwirmitdemParlamentarismuskommen,wennesdenfreigewähltenVer-¬
tretern für die Zukunftbenommenwird ,frei nachihrer Meinungzuspre -¬
chen .Erstellt dannrichtig ,dassdiegegenwärtigeRegierungbereits
KReditevonderTschechoslovakeiundvonItalien bekommenhat ,undbemerk
dass die Christlichsozialen die feste Ueberzeugung haben ,dass die Kredi - ¬

te kommenwerden,wennes auchderMehrheitdesGemeinderatesnochso
unangenehmseinwird.

StRBreitner ( Schlusswort ) :Es sind in dieser mehrstündigenDe- ¬
batte auch einige wenige sachliche Bemerkungengemacht worden ,auf die

ichnunmehreingehenwill .WaszunächstdieBemerkunganlangt ,dassein .
undurchdringlichesDunkelüber die Steuereingängeder Gemeindevorliegt ,
so mussfestgestellt werden ,dass dies durchausnicht zutrifft .Beider
Beratungdes VoranschlageswurdeimFinanzausschussgenaumitgsteilt ,
waswireinmommenhaben ,woraufdannunterBerücksichtigungderWirt-¬
schaftslage entsprechende Abstriche gemachtwordensind .Es ist klar ,
dass die Ziffern vomOktober ,die wir als Grundlage angenommenhaben ,

keineErhöhungerfahrenhaben ,dasmussselbstdie Minderheitzugeben.
ImGegenteil ,manhier feststellen müssen ,wasdieFremdenzimmerabgabe
wenigergebrachthat undwiehochder MehraufwanddurchndenZustromin
die VersorgungshäuserunddurchdasAnwachsenderZahldermagistrati-¬
schenKostkindergestiegenist .WirhabeneinenVoranschlaggemacht ,in
demfür die AusgabenVorsorge getroffen wurde .DurchdasWiederaufbauge- ¬
setz und das Bundesfinanzgesetzsind unsere Finanzeneng umgrenzt ,esist

genaufestgelegt,waswiranSteuernerhaltenundwarwirleistenmüs-¬
Bundes¬

sen.In§7des/Finanzgesetzeswirdausdrücklichbemerkt,dassdenGe-¬
meindenoderdenLändernkeineEinnahmenweggenommenwerdendürfen ,ohne
dassaucheineEntlastungihrer Pflichteneintritt .Esist klar ,dass
diese Bestimmungauch für den umgekehrten Fall gelten müsse .Wennman

unsneueauferlegt ,dannmüssenwirauchdurchneueEinnahmenunsdie
ErfüllungdieserAufgabenmöglichmachen .Auchdiechristlichsoziale
ParteistehtvollkommenaufdiesenStandpunktundes haterst vorweni-¬
gen Tagen in einer christlichsozialen Gemeindevertreterkonferenz in

PerchtoldsdorfHerrDr .Schmitzerklärt ,dassdieGemeindenneueAufgaben
nur dannerfüllen können ,wennihnen neueEinnahmenzugewiesenwerden.
Siesehenalso ,dasseigentlichdannauchIhreParteigenosseneinGlied
an der Sabotagekette gegen das Wiederaufbauprogramm des Herrn

Seipelbilden .Waswirtun ,ist lediglich ,dasswirunsdieEinnahmen
verschaffen ,die einegewissenhafteGemeindeverwaltungbraucht ,wennihr
neueLastenaufgebürdetwerden.Ichweissnicht,woherGR.Zimmerlsei-¬

neZahlenüberdenArbeitslosenstandin Wienhergenommenhat .MeineZah-¬
len sindvomMinisteriumdesParteigenossendesHerrnZimmerlmitgeteult
wordenundauchmiteinerdurchschnittlichenLeistungvon. 300Kwö-¬
chentlich für jeden Arbeitslosen ,kommtman zu einem Betrag ,derdurch

die vorgeschlageneErhöhungder Fürsorgeabgabenichtgedecktwird .Wir
rechnenebenschondamit ,dassdieArbeitslosigkeitsichverringert.
DieGemeindehat bereits jetzt alle nur erdenklichenVorkehrungengetrof-¬
fen .EsistderAuftragergangen,dassalleBestellungen,diefürdieses
Jahrvorgesehensind ,schonjetzt hinausgehen ,umdieArbeitslosigkeit
zubekämpfen.

InFormenneretwassensationellenEnthüllungwurdeauchmitgeteilt,
dassdieKonsumvereinekeineFürsorgeabgabezahlen.DieseEnthüllunger-¬
folgteigentlichschonsehrverspätet .Siehättebereitsam . Spril1921
gemachtwerdenmüssen,deneinenTagvorherwurdeindergemeinderätli-



bisalcnderBekursdesErstenWienerKonsumvereines ,
also einer bürgerlichen Organisat ion verhandelt .Dieser Rekurs richtet
sich gegendie Vorschreibungder Fürsorgeabgabe .Esmussalso sehrarg
mit der Klubdiszlplin bei der Minderheit bestellt sein ,wennsie heute
erst von dem Stattgeben dieses Rekurses Kenntnis erhalten hätte ,da in

dieserKommissiondie ChristlichsczialenGemeinderiteRothundDr. Glaszu
er sitzen ,und sogar letzterer gegenden Antrag des Magistrates ,der auf

Abweiungdes Rekurseslautete ,sehr energischgesprochenhat .AuchWirt-¬
schaftsorganisationenderverschiedenstenParteirichtungen ,wiederkatho
bischeArbeiterkonsumverein,derWirtschaftsverbandchristlicherGewerk-¬

schaften . . w .sind von der Zahlung der Fürsorgeabgabe befreit .Da die

Beschwerdekommissiondie übergeordneteInstanz des Magistrates ist ,muss- ¬
te die Befreiung der Konsumvereine erfolgen .Es wird vonderMehrheit

nichtdergeringsteEinwanddagegenerhoben ,dassschenin dernächsten
SitzungdesFinanzausschusseseinesolcheListe ,wiesie vomGR .Zimmerl
gewünschtwurde ,vorgelegtwird .Wasdie Stafa anlangt ,so wurdeam9 .Ju- ¬
ni 1922 ,ale durchPlakstezurfreienBesichtigungderVerkaufsräumeauf-¬
gefordert wordenist ,der Auftraggegeben ,festzustellen ,ob dortjeder -¬
manneinkaufenkönne,weildannauchdieFürsorgeabgabezuentrichtenge-¬
wesen wäre .Als festgestellt wurde ,dass wowohlin der Stafa ,als auchin
der Mittells auch Nichtmitglieder einkaufen können ,wardediesenbeiden
Organisationendie Fürsorgeabgabevorgeschrieben.Wirhabennichtszu
scheuenundkönnenüberdieseAngelegenheitvollständigöffentlichspre-¬
chen .Wennin der Debattedie Haltungdef SozialdemokratenimNationalrat
anlässlich der Befreiung der Arbeiter vn der Einkommensteuer für die
WeihnachtsremunerationenunsererHaltunggegenüberdieserRemunerationen
für die Zahlung der Fürsorgeabgabe gegenübergstellt wurde ,somuss
doch gesagt werden ,dass die Einkommensteuerdie Arbeiter bezahlenmüssen ,
währenddieFürsorgeabgabevondenUnternehmerngeleistetwird .Wirhaben
gerkeineUrsachejetzt denUnternehmernein Geschenkzumachen.DerBund
kannseine Finanzenauf die Weiseordnen ,dass er denübrigenTeil derBe- ¬
völkerung zu einer entsprechenden Steuerleistung heranzieht .

DievomHerrnGR. ErntnermirempfonieneneueSteuerideefürfremdspa-¬
chigeAufschriftenGebühreneinzuheben,ist wohlkaumernstzunehmen.Man
könnteebenso,fürtschechischeNameneineSteuereinführenedesmüsste
dannder grossdeutscheGR. Prohaskaeine Abgabeleisten .Wirnehmenhier
keinen politischen ,sondern einen rein wirtschaftlichen Standpunktein ,

was schon daraus ersichtlich ist ,dass wir die Industrie auf andereWeise ,
wiedurcheinenRabattfür denBezugvonKraftstromunterstützen .WennGR.
Rummelhardtgemeint hate ,dass die Haltung der Sozilademokraten zumWieder - ¬

ausfbauprogramm dadurch bestimmt wird ,dass wir die Ueberfuhr versäumt

haben ,so mussdochfestgestellt werden ,dasswirgar keineUrsachehaben
unszur VernichtungvonExistenzendurchAbbau ,durchwahnsinnigeErhöhung
derZölle ,durcheineWirtsvhaftspolitik ,die eineungeheureStagnationund
eine furchtbare Not im Gefolge hat,älängen könnten .BieSozialdemokraten

warenzu einer Zeit in der die RepublikamRanddes Abgrundesgestanden
hatbereitmitzuarbeiteninderAnnahmedasssiesichdabeikeineLorbee-¬
ren holen werden .Damals haben Sie dieses Anerbieten hochmütigzurückges

wiesen .Heute sehen wird ,dass wir wohl noch nicht die Kredite ,wohlaber
den Auswärtigen Kontrollor ,der keine Ahnung von den Verhältnissen bei
uns haben kann besitzen .Wir in der Gemeindevollziehen auch einStück
WiederaufbauindemwirdiesesGemeinwesenlebensfähigerhalten .Dies
geschiehtwohlauchdadurch ,dasswirSteuernmachen ,aberwirversuchen
dieseSteuernaufdietragfähigenSchichtenderBevölkerungzulegen
und haben dadurch erreicht ,dass wir unser Gemeindebudget in Ordnunghal - ¬

tenundwirhoffendassunsdiesauchin Zukunftgelingenwird .(Beifall)
BeiderAbstimmungwirdderAntragZimmerlundderAntragEl -

derscheinstimmigangenommen,der AntragMüller( XII )wegenAbgabebefrei-¬
ungder Weihnachtsremunerationenabgelehntunddas Gesetzselbst inbei -¬
denLesungenangenommen.den

OhneDebatte wird Gesetzesvorlagen betreffend dieAufnahme

einesWohnbauanlehensimBetragevon10MilliardenKronen( ReferentGR.
Breitner ) undbetreffend die Aufnahmeeines Anlehensin FormvonSchatz - ¬
scheinenimBetragevon114MillionenKronen( ReferentGR. Broczyner)an
beidenLesungenzugestimmt.DesgleichenwirdnacheinemReferateSpei-¬
ser ' sder Antrag bezüglich der Entschädigung für die Mitglieder der Ab - ¬

rechnungskommissionfür Wienund Niederösterreich und der Kommissionzurnieder - ¬
Liquidierungder/österreichischenLandeshypothekenanstaltschliesslich

nacheinemBerichtedes GR .Täublerder Voranschlagdes WienerFort-¬
bildungsschulfondsfür 1923miteinemErfordernngvon21MilliardenKro-¬
nenangenommen

DieLandtagssitzungwirdsodanngeschlossen.
WIENERGEMEINDERAT .

Sitzungvom. Februar1923.
BgmWeumanneröffnet die Sitzungundteilt mit ,dass zu denPo¬

sten 1 bis niemandzumWortegemeldet ist ,so dass diese Verlagen

als angenommengelten.
GR .Speiser ( Soz . Dem. )berichtet über die AbänderungderSatzungen

derKrankenfürsorgeanstaltfür die AngestelltenundBedienstetender
GemeindeWien.

GR. Rummelhardt(chr. soz. )bemerkt,in denDienstverträgenderAn-¬
getelltensei keinPunktenthalten ,derdie städtischenAngestelltenver-¬
pflichte ,dieserKrankenfürsorgeanstaltbeizutreten .Derobligaßerische
Charakterbestehedaherzu Unrechtundein Teil der Angestelltenseiauch
mitdenSatzungennicht zufriedenundhabedagegenRekursergrffen .Es
müssegefordertwerden,dasshauptsächlichdieVertreterderAngestellten
schaft in die einzelnen Verwaltungs -und Kontrollstellen nur durch Urwah - ¬

len entsendet werden können .Aus den angegebenenGründenkönnendie
Christlichsezialen nicht für die Vorlageeintreten .

GR. Wawerka(chr. soz. )erklärt ,es mangleaneinerStelle ,wodie
AngestelltenihreWünscheundBeschwerdenvorbringenkönnenAuchüberdie

Schwierigkeit ,die notwendigen Drucksorten zu erlangen ,werdegeklagt .

EineDezentrelisationderDrucksortenausgabe,etwadieErrichtungvonAus
gabestellenin denmagistratischenBezirksämternder einzelnenBezirke
seinotwendig.

GR. Grünwald(Sez. Dem. )erwidertinlängerenAusführungenaufdie
Kritik der Vorredner ,Die Bestimmung ,dass zur Aenderungdes Statuts die
ZustimmungderPeronalvertretungeingeholtwerdenmüsste ,sei genauer-¬
füllt worden .Es bestehedahergar kein Grundnødkeine Möglichkeit ,an
derobligatorischenGeltungderVersicherungdurchdieKrankenfürsorgean¬
stalt zu zweifeln .Wasden alten Streitpunkt der Dispensehegattungbetref -¬
fe ,so seiendie abgedroschenenEinwändederOppositionhier wenigerbe¬

Kranken - ¬rechtigt als je ,denn die Leistung der/Fürsorgeanstalt gelte nur denbe - ¬
t reffendenMitglied ,das denKreisseiner Angehörigenselbst zubestim¬
menhabe .



GRin .Wielsch( chr .soz . )führtBeschwerdedarüber ,dassdieMit
glieder der Krankenfürsorgeanstalten unnötige Wegemachenmüssen ,he

ihreAnsprücheersetztbekommen.Essei ihr einFallbekanntgeworden
dasseinMitglied,umzuAugengläserzugelangen,12FahrtenmitderStre
senbahnmachenmusste .Auchdie RückersätzederAerztekostenderdenunge
meinlangeverzögert,sodassdieMitgliederschlechteresGelderhalten

unddadurchbenachteiligtwerden .EinegeregelteVerwaltungdieserAn¬
stalt ist schondeswegenunumgänglichnotwendig ,weilheuteZeitGeldi
undwenndieMitglieder,dieja dochstädtischeangestelltesind ,ungeben
lich langewartenmüssen,sogehediesaufKostenderGemeinde.

StRaSpeiser ( Schlusswort ) erklärt ,dass die Krankenfürsorgeanstal

sowiejedeneueEinrichtung,ihreKinderkrankheitenhatte ,dieaberheute
bereitsbehobensind .DieGemeindesiehtdemangekündigtenProzess,den
einzelneMitgliedergegendasObligatoriumangstrengthaben,mitRuheent
gegen,weilsiegarkeinInteresseaneinensolchenObligatoriumbesitzt,BeiderAbstimmungwirdderAntragGrünwaldangenommenunddie
Vorlagegenehmigt.

GR .Siegel( Soz. Dem. )berichtetüberdieFortsetzungdesmitGe¬
meinderatsbeschlussgenehmigtenBauprogrammesderGemeindeWienfürdas
Jahr1923undbeantragt,dasszurErhaltungeinsturzgefährlicherHäuserilliardeein weiterer Kredit von 1: fürSiedlungsbauteneinweitererKre-¬Milliardendit von3 undfür Wohnhausbautenim XVIII ,BezirkeinKre¬dit von6 Milliardenbewilligtwerden.NerAntragwirdohneDebatteangenommen.

NacheinemReferatdesGR.NüllerwirdderAntragwegenVerkaufes
alterPflastersteineandasstädtischeLagerhausgenehmigt.

StR .Breitnerreferiert überdie AufnahmeeinerWohnbauanleiheim
Betragevon10MlliardenKronen.

GRin .Kurzbauer( chr .soz . )wünschtweitergehendeBerücksichtigung
derzuerhaltendenHäuser.ZudiesemZwecksollenKreditegewährtwerden.

NachdemSchlusswortdesReferentenwirddieVorlagegenehmigt.
DerBürgermeisterschliesstdieSitzung.
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